Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4974 


05 . 04 . 76 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Wittmann (München), Freiherr von Fircks, 
Dr. Jahn (Braunschweig), Sauer (Salzgitter), Dr. Hupka, Dr. Czaja 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Beihilfen für junge Aussiedler aus dem Garantiefonds 

hier: Anrechnung des Einkommens und des Vermögens der 
Unterhaltsverpflichteten 


Die Bundesregierung hatte auf eine entsprechende Anfage des 
Abgeordneten Dr. Wittmann am 25. Juli 1974 geantwortet, in 
22,8 V. H. der Antragsfälle erfolge eine Anrechnung des Ein- 
kommens und Vermögens der Unterhaltsverpflichteten von 
jungen Aussiedlern bei der Errechnung ihrer Beihilfen aus 
Mitteln des sog. Garantiefonds. Der durchschnittliche Anrech- 
nungsbetrag belaufe sich auf monatlich 55 DM. 

Auf eine entsprechende Kleine Anfrage im Landtag von Nord- 
rhein-Westfalen (Landtagsdrucksaciien 7/3632, 7/3792) wurde 
jedoch von der nordrhein-westfälischen Landesregierung am 
19. April 1974 die Zahl von 11,8 v. H. der Fälle und ein durch- 
schnittlifJier monatlicher Anrechnungsbetrag von 112 DM an- 
gegeben. 


Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 


1. a) Wie sind diese unterschiedlichen Zahlen zu erklären? 

b) Auf welches Zahlenmaterial stützt sich die Aussage der 
Bundesregierung? 

c) Wie sind die entsprechenden neuesten Verhältniszahlen 
für das ganze Bundesgebiet? 

d) Welche Mehrleistungen müßte der Bund bei einer an- 
rechnungsfreien Gewährung der Beihilfen jährlich er- 
bringen? 

e) Wie hoch wäre der durch die Freistellung der Eltern und 
die dadurch vereinfachte Berechnung geschätzte Ein- 
sparungseffekt an Verwaltungskosten? Wäre er gerin- 
ger als die erforderlichen Mehrleistungen des Bundes? 

f) Ist aufgrund der vorliegenden neuen Zahlenergebnisse 
daran gedacht, bei der Berechnung der Garantiefonds- 
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Beihilfe eine Freistellung der Unterhaltsverpflichteten 
in den ersten drei Jahren nach der Aussiedlung zu ge- 
währen? 

2. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß eine schulische 
Eingliederung am Wohnort der Eltern dann dem Besuch 
einer Förderschule mit Internat vorzuziehen ist, wenn die 
Schüler die wesentlichen Voraussetzungen mitbringen, um 
sofort eine normale deutsche Schule zu besuchen, und ledig- 
lich einen zusätzlichen Nachhilfeunterricht brauchen, weil 
sie die schulische und gesellschaftliche Integration der 
Schüler stärker fördert und wesentlich kostengünstiger als 
der Besuch eines Förderschulinternates ist? 

Wie hoch beläuft sich bei Nichtanrechnung des Einkom- 
mens und Vermögens seiner Unterhaltsverpflichteten die 
ungefähre monatliche Ausbildungsbeihilfe eines volksschul- 
pflichtigen Aussiedlers aus Mitteln des Garantiefonds bei 
Besuch eines Förderschulinternates, und wie hoch wäre der 
ungefähre durchschnittliche Förderungsbetrag, wenn er 
am Wohnort der Eltern die Schule besuchte und nur die 
Erstattung der Kosten eines Nachhilfeunterrichts erhalten 
müßte? 

3. Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend dem Einglie- 
derungszweck des sog. Garantiefonds, die Erstattung der 
Kosten eines notwendigen Nachhilfeunterrichts für die 
schulische Eingliederung junger Aussiedler auch dann zu 
übernehmen, wenn diese Aussiedler keine Förderschulen, 
sondern Schulen am Wohnort der Eltern besuchen und sich 
noch im volksschulpflichtigen Alter befinden? 

4. Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß auch 
für Aussiedler entsprechend der Regelung des § 25 Abs. 2 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes und des früheren 
Honnefer Modells Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und 
Krankengeld als Einnahmen anzusehen sind, die den Ein- 
nahmen aus Erwerbstätigkeit gleichzusetzen sind, zumal die 
arbeitslosen bzw. kranken Arbeitnehmer den Anspruch auf 
diese Leistungen aufgrund von Beiträgen aus ihrem Ein- 
kommen aus Erwerbstätigkeit erwerben? 

5. Ist die Bundesregierung bereit, die Allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriften über die Gewährung von Beihilfen zur 
Eingliederung junger Zuwanderer (sog. Garantiefonds) da- 
hin gehend abzuändern, daß auch die nichtdeutschen Ehe- 
gatten von ausgesiedelten deutschen Staatsangehörigen und 
Volkszugehörigen antragsberechtigt werden, wenn sie, z. B. 
durch eine Heirat nach der Aussiedlung, erst nach diesen in 
die Bundesrepublik Deutschland einschließlich des Landes 
Berlin einreisen und dadurch zu erkennen geben, daß sie 
die deutsche Staatsangehörigkeit anstreben und in die Bun- 
desrepublik Deutschland einschließlich des Landes Berlin 
eingegliedert werden wollen? 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DfUCksaChG 7/4974 


Sollte diese Personengruppe dadurch nicht zumindest eben- 
so gestellt werden wie Asylberechtigte und heimatlose Aus- 
länder? 

Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, sie schlech- 
ter zu stellen als Asylbewerber, deren Asylanträge, da sie 
die gesetzlichen Voraussetzungen nicht erfüllen, bekannter- 
maßen in der überwiegenden Zahl abgelehnt werden, die 
aber den Besuch eines Sprachkurses zur Erlernung der deut- 
schen Sprache aus Mitteln des Garantiefonds finanziert be- 
kommen? 


Bonn, den 5. April 1976 


Dr. Wittmann (München) 
Freiherr von Fircks 
Dr. Jahn (Braunschweig) 

Sauer (Salzgitter) 

Dr. Hupka 
Dr. Czaja 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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